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1. Kapitel

Einleitung

Die Zahl der verwaltungsgerichtlichen Urteile, die sich auf Vorschriften des
BGB stiitzen, ist Legion: Kein Band der amtlichen Sammlung des Bundes-
verwaltungsgerichts, in dessen Gesetzesregister das BGB nicht mit mehre-
ren Eintragen vertreten ist. Dementsprechend enthalten einige der gangigen
Lehrbiicher des Allgemeinen Verwaltungsrechts einen Abschnitt tiber die
Anwendung von privatrechtlichen Vorschriften im offentlichen Recht, in
dem darauf hingewiesen wird, daf} die Liickenhaftigkeit und mangelnde
Kodifikation des Verwaltungsrechts einen Riickgriff insbesondere auf das
BGB unentbehrlich erscheinen lasse. Privatrechtliche Vorschriften seien
entweder im Wege der Analogie oder aber als Ausdruck allgemeiner Rechts-
grundsitze auch im Verwaltungsrecht anwendbar!.

Injiingster Zeit ist dieses Phinomen auch wieder ins Blickfeld des wissen-
schaftlichen Interesses gertickt. Im Zusammenhang mit den Bemiihungen
um eine Reform des Allgemeinen Verwaltungsrechts wird tiber L, Offentli-
ches Recht und Privatrecht als wechselseitig nutzbare Auffangordnungen“?
diskutiert. Die Anwendung privatrechtlicher Vorschriften im offentlichen
Recht ist ein Beispiel fir solche Wechselwirkungen.

Die neuere verwaltungsrechtliche Diskussion legt die (Wieder-)>Auf-
nahme des Themas auch nahe. Viel ist tiber die Umgestaltung der Verwal-
tungsrechtsdogmatik in Richtung auf ein ,Rechtsverhiltnisdenken® nach-

V'S, H. Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 3 Rdnr. 28ff.; D. Eblers, in: H.-U.
Erichsen (Hrsg.) Allgemeines Verwaltungsrecht, § 2 Rdnr. 68; H.J. Wolff/ O. Bachof/R.
Stober, Verwaltungsrecht I, § 22 Rdnr. 46ff.; E-J. Peine, Allgememes Verwaltungsrecht,
Rdnr. 62; vgl. H. Faber, Verwaltungsrecht § 18 III.

2 S0 der Titel des von W, Hoffmann-Riem und E. Schmidt-Affmann herausgegebenen
Sammelbandes, Baden-Baden 1996; zur Einbettung des hier behandelten Phinomens in
den Diskussionsrahmen s. dort S. 9f. (E. Schmidt-Afimann) und S. 275 (W. Hoffmann-
Riem); s.a. E. Schmidt-AfSmann, Das Allgemeine Verwaltungsrecht als Ordnungsidee, 6/
28.

3 Anailteren Abhandlungen s. K. Friedrichs, Allgemeiner Teil, S. 385; K. Goez, Verwal-
tungsrechtspflege in Wiirttemberg, S. 118ff.,; Dronke, Zeitschrift fir Zollwesen und
Reichssteuer 11 (1901), S. 1651f.; v. Gebe, FischersZ 34 (1908), S. 134{f.; Gerber, VerwArch
36 (1931), Stff.; N. Miinzer, Anwendung, O. Lassaly, FischersZ 59 (1926) S. 1551f.; Mezer
Branecke, AOR 50 (1926), S. 2531f.; . Stier-Somlo, Einwirkung; E Tezner, AOR 9 (1894)
S. 3251f.; R. Zinser, VerwArch 39 (1934) S. 40ff.; H. Bergmann, Auswertung (1946).
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gedacht worden. In diesem Zusammenhang hat auch der Begriff des ,ver-
waltungsrechtlichen Schuldverhiltnisses Eingang in die Verwaltungs-
rechtsdogmatik gefunden. Symptomatisch dafiir ist das auf der Miinchener
Staatsrechtslehrertagung 1986 diskutierte Thema ,Rechtsverhiltnisse in der
Leistungsverwaltung®. Zu Recht wurde dabei bemerkt, daff Rechtsverhilt-
nis und Schuldverhaltnis aus dem Privatrecht entlehnte Begriffe sind*. Die
mit dem Rechtsverhiltnisdenken verbundene Anniherung der Verwal-
tungsrechts- an die Privatrechtsdogmatik lafit auch die Rezeption privat-
rechtlicher Vorschriften und Institute im Verwaltungsrecht als naheliegend
erscheinen’. Das gilt umso mehr, als nicht mehr nur das Subordinationsver-
hiltnis zwischen Staat und Biirger oder — im Rahmen verwaltungsrechtli-
chen Drittschutzes — das durch den Staat vermittelte Dreiecksverhaltnis
zwischen Antragsteller/ Bewerber, Behorde und Konkurrent bzw. Nach-
barn, sondern unmittelbar die Rechtsbeziehungen verschiedener an einem
verwaltungsrechtlichen Rechtsverhiltnis beteiligter Privater als Gegen-
stand des offentlichen Rechts begriffen werden®. Beziehungen zwischen
Privaten waren aber bisher Domane des Privatrechts.

Dennoch sind zwar Arbeiten erschienen, die sich mit der Ubertragbarkeit
einzelner privatrechtlicher Institute ins Verwaltungsrecht beschiftigen.
Auch wird das Thema wegen § 62 S. 2 VwV{G im Zusammenhang mit ver-
waltungsrechtlichen Vertrigen behandelt. Eine breiter und allgemeiner an-
gelegte Untersuchung grofleren Umfangs ist aber seit Jahrzehnten nicht
vorgelegt worden’.

Dafiir gibt es gute Griinde. Deren wichtigster ist die Stoffiille. Diese ist
einmal bedingt durch die Vielzahl der privatrechtlichen Regeln und Insti-
tute. Ein erklecklicher Teil der Vorschriften aus den ersten drei Biichern des
BGB ist Gegenstand verwaltungsrechtlicher Entscheidungen und Uberle-
gungen gewesen. Zum zweiten hat die Ausdifferenzierung des Verwal-
tungsrecht die moglichen Anwendungsfille privatrechtlicher Vorschriften
potenziert. Zum Dritten hat sich im Laufe der Zeit naturgemif die Zahl der
zu beriicksichtigenden Gerichtsentscheidungen und literarischen Auflerun-
gen summiert. Eine auch nur anndhernd vollstindige Darstellung ist da-
durch unmoglich geworden. Das erfordert eine Stoffbeschrinkung, die ih-

* P. Krause, VVDStRL 45, 219. Programmatisch der Titel ,,Anspruch, absolutes Recht
und Rechtsverhaltnis im 6ffentlichen Recht entwickelt aus dem Zivilrecht* der Disserta-
tion W. Schurs (Berlin 1993), s. dort besonders S. 181ff.

5> Die wird —bei aller Skepsis im einzelnen (S. 230) — auch im Referat P. Krauses zu den
»Rechtsverhiltnisse(n) in der Leistungsverwaltung® auf der Miinchener Staatsrechts-
lehrertagung von 1986 deutlich (VVDStRL 45, S. 22711.).

6 S.v.a. M. Schmidt-PreufS, Kollidierende Privatinteressen im Verwaltungsreche, Ber-
lin 1992.

7 Zuletzt H.J. Collasins, Ausfillung (1957); H. Bergmann, Auswertung (1946); zum
schweizerischen Recht M. Leuthold, Anwendung (1970).
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rerseits natiirlich dem Anspruch, eine umfassende, nicht auf einzelne Insti-
tute beschrinkte Darstellung zu liefern, zuwiderlauft.

Die Vielzahl der in Frage kommenden privatrechtlichen Regeln und ver-
waltungsrechtlichen Materien bringt auch die Gefahr mit sich, daf§ die Un-
tersuchung eine blofle Ansammlung von Einzelergebnissen bleibt, die sich
der Diskussion unter ibergeordneten Gesichtspunkten entziehen. Dem ist
nur dadurch zu begegnen, daf} solche Gesichtspunkte bereits bei der Aus-
wahl der zu behandelnden Materien beriicksichtigt werden. Vor allem zwei
liegen dieser Arbeit zugrunde. Der eine ist die bereits erwahnte Diskussion
um das verwaltungsrechtliche Schuldverhaltnis. Der andere ist das ebenfalls
immer wieder in der Diskussion auftauchende Phanomen der verwaltungs-
rechtlichen Willenserklirung.

Eine Anzahl sehr unterschiedlicher verwaltungsrechtlicher Rechtsakte ist
mit dem Begriff der ,verwaltungsrechtlichen Willenserklirung“ belegt
worden®. Dahinter steht jedenfalls zum Teil die Vorstellung, daf solche ver-
waltungsrechtlichen Rechtsakte mit den privatrechtlichen Willenserklarun-
gen vergleichbar sind, was ja Voraussetzung fiir eine Ubertragung der pri-
vatrechtlichen Vorschriften iiber die Willenserklarung ist. Ob insofern der
privatrechtliche Begriff der Willenserklirung auch im Verwaltungsrecht der
Systematisierung zu dienen geeignet ist, ist wegen der zentralen Bedeutung
der Rechtsgeschiftslehre im Privatrecht einerseits, andererseits der Frage,
ob nicht die dem Verwaltungsrecht eigentiimlichen Handlungsformen und
die darauf bezogenen Regeln — man denke nur an die Bestandskraft von Ver-
waltungsakten — einer Ubertragung der privatrechtlichen Vorschriften ent-
gegenstehen, von besonderem dogmatischen Interesse. Die Vorschriften des
Allgemeinen Teils des BGB zu den Willenserkliarungen bilden daher einen
Schwerpunkt dieser Arbeit. Ausgeblendet werden dabei prozefirechtliche
Fragen unter Einschluff des Widerspruchsverfahrens. Ob und inwieweit
Prozeflerklirungen besonderen Regeln folgen, ist eine besondere, im Rah-
men des Verwaltungsprozefirechts zu beantwortende Frage.

Das Recht der Schuldverhiltnisse als zweiter Schwerpunkt ist seinerseits
so umfassend, dafl es weiterer Eingrenzung bedarf. Aufmerksambkeit verdie-
nen hier vor allem uibergreifende, fiir alle Schuldverhiltnisse geltende Re-
geln. Mithin sollen hier die Vorschriften der ersten sechs Abschnitte des
zweiten Buchs des BGB, das allgemeine Schuldrecht, auf ihre Ubertragbar-
keit ins Verwaltungsrecht untersucht werden. Dagegen bleibt das Recht der
einzelnen Schuldverhiltnisse aufler Betracht. Es hat zwar fir das Verwal-

8 S. nur die Aufzihlung bei H.-U. Erichsen, in: ders., Allgemeines Verwaltungsrecht,
§ 22 Rdnr. 2 m. Nachw.: Antrag im Verwaltungsverfahren, Aufrechnungserklirungen der
Verwaltung und des Burgers, Zusicherung und Zusage der Verwaltung, Verzicht, Steuer-
erklirung, Ausiibung eines Zuriickbehaltungsrechts, Zustimmung des Biirgers, Einver-
standnis der aufnehmenden Gemeinde mit der Versetzung eines Beamten, auf den Ab-
schlufl eines verwaltungsrechtlichen Vertrages gerichtete Erklirungen und Verwaltungs-
akte.
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tungsrecht eine nicht unerhebliche Bedeutung - erwihnt seien nur die 6f-
fentlichrechtliche Geschaftsfithrung ohne Auftrag und der in Anlehnung an
das Recht der ungerechtfertigten Bereicherung entwickelte 6ffentlichrecht-
liche Erstattungsanspruch. Die Konzentration auf die einzelnen Schuldver-
haltnisse birgt aber die Gefahr der bloflen Aneinanderreihung von Einzeler-
gebnissen in besonderem Mafle.

Die Beschrinkung auf das allgemeine Schuldrecht bringt auch mit sich,
dafl die Materien des besonderen Verwaltungsrechts, die im Verwaltungs-
recht selbst geregelten besonderen Rechtsverhiltnisse, nur insofern in Be-
tracht kommen, als sich das allgemeine Schuldrecht auf sie bezieht. Dabei ist
natiirlich auch zu fragen, ob einzelne Vorschriften des besondere Schuld-
rechts nur auf bestimmte verwaltungsrechtliche Rechtsverhiltnisse an-
wendbar sind, etwa das Recht der Leistungsstorungen nur auf bestimmte
Arten verwaltungsrechtlicher Leistungsbeziehungen. Eine umfassende Un-
tersuchung dieser Leistungsbeziehungen daraufhin, welche anderen privat-
rechtlichen Vorschriften noch auf sie anwendbar sind, unterbleibt dann
aber. Ausgangspunkt und Untersuchungsgegenstand ist die jeweilige pri-
vatrechtliche Regel des allgemeinen Schuldrechts, nicht das besondere ver-
waltungsrechtliche Rechtsverhiltnis.

Auch die Sonderbereichsdogmatiken des 6ffentlichen Rechts — das Abga-
benrecht der AO und das Sozialrecht — bleiben weitgehend unberiicksich-
tigt. Das soll freilich nicht ausschlieflen, daf} der Blick auf das Sozialrecht
und das Steuerrecht, in denen das Steuerschuldverhiltnis bzw. das Sozial-
rechtsverhilinis ausdriicklich gesetzlich geregelt sind, auch zur Erkenntnis
dariiber beitrigt, ob bestimmte privatrechtliche Regeln grundsitzlich mit
den Besonderheiten des offentlichen Rechts vereinbar sind.

Erhebliche Teile der Rechtsgeschiftslehre und des allgemeinen Schuld-
rechts des BGB und damit zentrale Materien des Privatrechts werden durch
diese Eingrenzung umfafit. Insofern ist der Anspruch einer iibergreifenden
Behandlung der Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften im 6ffent-
lichen Recht nicht ganz aufgegeben. Nicht Aufgabe dieser Arbeit kann es
aber sein, sozusagen en passant Probleme des Privatrechts aufzuwerfen und
dort diskutierte Streitfragen zu l6sen. Zwar kann natiirlich eine privatrecht-
liche Kontroverse Bedeutung fiir die Lésung eines verwaltungsrechtlichen
Falles haben. Ob etwa die Anscheinsvollmacht die gleichen Wirkungen wie
eine rechtsgeschaftlich erteilte Vollmacht hat oder lediglich einen Schadens-
ersatzanspruch aus culpa in contrahendo zugunsten des Erklirungsgegners
vermitteln kann, ist, sofern diese Rechtsfigur ins Verwaltungsrecht iiber-
tragbar ist, fiir den Einzelfall auch hier entscheidend. Wie eine solche Kon-
troverse zu losen ist, muf hier aber dahinstehen. Im Rahmen dieser Arbeit
wird daher die hochstrichterliche Zivilrechtsprechung zurundegelegt, an
der sich auch die verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung in aller Regel
orientiert. Zumeist geht es freilich ohnehin um Fallkonstellationen, in
denen die Losung aufgrund der privatrechtlichen Vorschrift eindeutig ist.
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Bevor auf die einzelnen privatrechtlichen Vorschriften und Institute ein-
gegangen wird, sind freilich noch allgemeinere Erwigungen anzustellen.
Voraussetzung und Hintergrund der hier aufgeworfenen Fragestellung 1st
namlich die Trennung von Privatrecht und 6ffentlichem Recht, die daher
nicht ganz ausgeblendet werden kann. Ferner ist natiirlich die Frage nach
der Methode der Anwendung der privatrechtlichen Vorschriften auf ver-
waltungsrechtliche Rechtsverhiltnisse zu beantworten. Schliefilich ist sie in
das Phinomen der richterlichen Rechtsfortbildung einzufiigen und nach
ihren verfassungsrechtlichen Grenzen zu fragen.



2. Kapitel

Die Trennung von offentlichem Recht und Privatrecht

Die Trennung von 6ffentlichem Recht und Privatrecht, ihre Geschichte und
Dogmatik, ihre Berechtigung und ihren ideologischen Hintergrund darzu-
stellen oder gar eine grundsitzliche Kritik daran zu tiben, ist nicht Gegen-
stand dieser Arbeit. Sie wird hier vielmehr vorausgesetzt, denn die mit dem
Titel verbundene Fragestellung macht ohne sie keinen Sinn. Gleichwohl ist
es unumginglich, die Abgrenzung von offentlichem und Privatrecht zu
skizzieren. Sie ist nimlich der Rechtsordnung nicht wesenhaft vorgegeben!,
sondern selbst aus der Rechtsordnung zu entnehmen und je nach Rechts-
ordnung unterschiedlich ausgeprigt. Es gibt nicht nur Rechtsordnungen,
die sie gar nicht bzw. nur in Ansitzen entwickelt, sondern auch andere, die
sie in anderer Weise und noch konsequenter durchgefiihrt haben als die der-
zeitige deutsche?. Dartiber hinaus sind auch in Deutschland selbst die
Grenzlinien zwischen beiden Teilrechtsordnungen bekanntlich alles andere
als klar und unumstritten. Es ist sogar in Frage gestellt worden, ob hier von
»Teilrechtsordnungen® iiberhaupt die Rede sein kann®. Welche Vorschriften
und Institute als privatrechtlich oder als 6ffentlichrechtlich zu qualifizieren
sind, beriihrt aber den Gegenstand dieser Arbeit unmittelbar. Dariiber hin-
aus wird aber auch die Legitimitit der Anwendung privatrechtlicher Vor-
schriften im offentlichen Recht davon beeinfluflt, welche Aufgabe und
Funktion man der Trennung zuerkennt. Wer sie als eher technische Abgren-
zung versteht, die durch das positive Recht nun einmal vorgegeben ist, wird
offentlichrechtlichen Analogien zu biirgerlichrechtlichen Vorschriften eher
zugeneigt sein als derjenige, der beide als Ausdruck unvereinbarer und ent-
gegengesetzter Prinzipien ansieht, etwa das Privatrecht als Hort privatauto-
nomer Selbstbestimmung, das 6ffentliche Recht hingegen als das Rege-
lungsgebiet von staatlichem Befehl und Biirgergerhorsam versteht!, oder -
in umgekehrter Wertung — im Privatrecht das ungeziigelte Spiel der freien

' Anders wohl G. Radbruch, Rechtsphilosophie, § 16 (S. 224).

2 S. etwa D. Eblers, Verwaltung in Privatrechtsform, S. 461f.; M. Stolleis, 6ffentliches
Recht und Privatrecht, S. 41; E. Kaufmann, Verwaltung, Verwaltungsrecht S. 1071f.

* M. Bullinger, dffentliches Recht und Privatrecht, passim; vgl. H. Kelsen, AOR 31
(1913), S. 53£f. (218).

* Nachweise dazu bei G. Manssen, Privatrechtsgestaltung, S. 106; vgl.a. F Bydlinsks,
AcP 194 (1994), S. 340ff,
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Krifte des Marktes, im offentlichen Recht hingegen den Schutz des sozial
Schwicheren und des Gemeinwohls angelegt sieht. Letzteres sind freilich
Uberzeichnungen einer Position, die heute schon angesichts zahlreicher
privatrechtlicher Verbraucher- oder Konkurrentenschutzvorschriften so
nicht mehr vertreten wird. Daff das Privatrecht von der Privatautonomie,
das offentliche Recht hingegen jedenfalls auch von seiner Funktion geprigt
wird, die Ausiibung staatlicher Zwangsbefugnisse zu umhegen, ist freilich
eine nach wie vor aktuelle Auffassung®. Inwieweit sie zutrifft, hat Auswir-
kungen auch auf die hier aufgeworfene Fragestellung.

Die Trennung von Privatrecht und offentlichem Recht in dem Sinn, dafl —
grob gesprochen — das 6ffentliche Recht das Recht des staatlichen Handelns
ist, das Privatrecht dagegen das fiir die Rechtsbeziehungen der Birger un-
tereinander geltende Recht umfafit, ist ein Produkt geistes- und rechtsge-
schichtlicher Entwicklungen, in deren Verlauf sie durchaus unterschiedlich
akzentuiert und verstanden worden ist. Sie ist daher ohne einen kurzen hi-
storischen Abriff ebensowenig zu verstehen und einzuordnen wie die wech-
selnde Bereitschaft, privatrechtliche Regeln ins Verwaltungsrecht zu uber-
nehmen einerseits, die Skepsis, die solchen Versuchen entgegengebracht
wird, andererseits.

Abschnitt 1

Die Entwicklung der Trennung von Privatrecht
und Verwaltungsrecht

Die bekannte, Ulpian zugeschriebene Abgrenzung von Privatrecht und 6f-
fentlichem Recht in den Digesten® hat, abgesehen davon daf sie als Ur-
sprung einer der auch heute noch gelaufigen , Abgrenzungstheorien® gilt,
fir die Trennung der beiden Rechtsgebiete im deutschen Recht keine we-
sentliche Rolle gespielt’. Nach der Rezeption des romischen Rechts hat es
eine solche Trennung in dem heute geliufigen Sinn ebensowenig gegeben
wie im fritheren, mittelalterlichen Recht®. Herrschaftsbefugnisse und Biir-
gerrechte, sei es gegeniiber dem Herrscher oder gegeniiber anderen Unter-
tanen, wurden namlich als prinzipiell gleichartig angesehen, so daf eine Un-
terscheidung der beiden Materien ohne grundsitzliche Bedeutung war. Da-

5 S. etwa K. A. Schachtschneider, Privatunternehmen, S. 460.

¢ Dig. 1.1.1 § 2; s.a. Inst. 1.1.4.

7 M. Stolleis, 5ffentliches Recht und Privatrecht, S. 57; D. Eblers, Verwaltung in Privat-
rechtsform; S. 30f.; M. Bullinger, 5ffentliches Recht und Privatrecht, S. 13.

8 M. Bullinger, 6ffentliches Recht und Privatreche, S. 13ff.; D. Eblers, Verwaltung in
Privatrechtsform, S. 30f.; O. Koellreuter, 5tfentliches Recht, S. 266; E. Kaufmann, Ver-
waltung, Verwaltungsrecht, S. 78ff. Dafl dies allerdings nur cum grano salis gilt, weist D.
Wyduckel, Tus Publicum, S. 501, 53ff. nach.
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gegen setzt eine kategoriale und rechtliche Konsequenzen nach sich zie-
hende, nicht lediglich zum Zwecke der Darstellung und Systematisierung
vorgenommene Trennung von Privatem und 6ffentlichem Recht umgekehrt
voraus, daf} die Rechtsbeziehungen des Staates als grundsatzlich andersartig
verstanden werden als die der Biirger untereinander.

A. Die Bedeutung der Entwicklung souverdner Staatsgewalt

Dabher ist die Entwicklung der souveranen Staatsgewalt im 17. und 18. Jahr-
hundert Voraussetzung fiir die Trennung von offentlichem und Privat-
recht’. Mit der Zusammenfiihrung und Biindelung der vorher auf einzelnen
Rechtstiteln beruhenden Herrscherrechte im Begriff der Souveranitit'®, die
nunmehr selbst Ausgangspunkt daraus abgeleiteter, einzelner Herrschafts-
befugnisse wird, erhilt der Staat eine Macht- und Rechtsposition, die mit
der der Herrschaftsunterworfenen nicht vergleichbar ist. Die Erscheinungs-
formen staatlicher Herrschaftsgewalt beruhen nun nicht mehr auf einem
den privaten Rechten gleichwertigen, sondern auf einem ibergeordneten
Rechtstitel und unterscheiden sich von den Rechten der der Souverinitit
Unterworfenen untereinander fundamental.

Nicht allein die Herausarbeitung des Souverinititsbegriffs in der Wissen-
schaft der frithen Neuzeit ist grundlegend fiir das Auseinandertreten von 6f-
fentlichem und Privatrecht. Sie ist selbst Ausdruck und geht einher mit einer
bedeutenden Ausweitung der Staatstatigkeit — bzw., um den Begriff des sich
nun erst entwickelnden modernen ,Staates® nicht iiberzustrapazieren — der
herrscherlichen Aufgaben und Befugnisse, die ihrerseits in einer zweiten
Hinsicht zum Auseinandertreten der beiden Teilrechtsordnungen beitrug.
Das Interesse an einer effektiven Erfillung der neuen Aufgaben und der
Macht- und Dignitatsanspruchs des Herrschers fithrte zu dem Bestreben, die
Ausiibung der Staatsgewalt von richterlicher Kontrolle méglichst weitge-
hend freizustellen. Da der souverine Herrscher ja selbst Inhaber der recht-
sprechenden Gewalt war, fiigte sich dies auch nahtlos in den Souverinitits-
begriff ein. Dementsprechend wurde versucht, Regierungs- und Verwal-
tungssachen von den Justizsachen zu trennen, der Gerichtsbarkeit zu entzie-
hen und einer lediglich verwaltungsmafiigen Kontrolle zu unterwerfen!.

Allerdings konnte nach wie vor gegen den Entzug wohlerworbener
Rechte (iura quaesita) durch die Obrigkeit gerichtlicher Rechtsschutz er-
langt werden. Wohlerworbene Rechte konnten dabei alle Rechte Privater

® Dazus. D. Grimm, Zur politischen Funktion, S. 851f.; J. Schrider, Privatrecht und
offentliches Recht, S. 9661f.; B. Kempen, Formenwahlfreiheit, S. 8ff.

10§, dazu m. Nachw. H. de Wall, Die Staatslehre Johann Friedrich Horns, S. 1411.; 1581f.

W W. Riifner, Verwaltungsrechtsschutz, S. 26ff.; D. Grimm, Zur politischen Funktion,
S. 86f.; W. Béhmer, Der Staat 24 (1985), S. 168{f.
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sein, auch solche, die heute unter den Begriff des subjektiven offentlichen
Rechts subsumiert wiirden, wie etwa Konzessionen etc. Fir die Justiziabili-
tat war daher nicht entscheidend, daf} eine Sache im heutigen Sinn als ,,6f-
fentlichrechtlich® oder ,privatrechtlich® eingestuft wurde, sondern ob der
Untertan ein subjektives Recht geltend machen konnte'2. Zudem war die
Souveranitat in Deutschland, wo sie sich im 17. und 18 Jahrhundert als Terri-
torialhoheit auf der Ebene der Territorien durchsetzt, iberwolbt und einge-
schriankt durch reichsrechtliche Bindungen. Diese beruhten nicht auf Sou-
verdnititsvorstellungen, sondern entstammten alteren Rechtsschichten, die
die Trennung von 6ffentlichem und Privatrecht nicht kannten und zudem
sicherstellen sollten, daff auch gegen die Landesherrn Rechtsschutz vor den
Reichsgerichten erlangt werden konnte. Auch wenn die Landesherrn zu-
nehmend erfolgreich versuchten, solche Garantien zu beseitigen und zu un-
terlaufen, war damit die Unterscheidung von 6ffentlichem und Privatrecht
weiterhin von eingeschrinkter, vor allem begrifflicher Bedeutung!. Noch
das preuflische ALR von 1794 kennt eine solche Trennung nicht, was freilich
heftige zeitgendssische Kritik hervorrief®.

B. Die Trennung im 19. Jahrbundert

1. Privatrecht und offentliches Recht
als scharf geschiedene Kategorien

Die strenge Trennung von offentlichem Recht und Privatrecht ist ein Pro-
dukt des frithen 19. Jahrhunderts'®. Neben dem Wegfall der reichsrechtli-
chen Bindungen war dafiir die im Friihliberalismus entwickelte Vorstellung
von der Trennung von Staat und Gesellschaft entscheidend. Der souverinen
Staatsgewalt wurde nunmehr die Gesellschaft als von staatlicher Einfluf}-
nahme freizuhaltender Bereich gegentibergestellt.

Thren geistesgeschichtlichen Ursprung hat diese Vorstellung im natur-
rechtlichen Vertragsdenken. Danach beruht die staatliche Souverinitit auf

2 W. Riifner, Verwaltungsrechtsschutz, S. 27ff.

B S. dazu W. Riifner, Verwaltungsrechtsschutz, S. 45f.; £ Fleiner, Institutionen,
S. 31ff.

¥ Vgl. dazu W. Riifner, Verwaltungsrechtsschutz, S. 23ff.

5 8. D. Grimm, Zur politischen Funktion, S. 84ff.; M. Stolles, 6ffentliches Recht und
Privatrecht, S. 511f.

1 S. Gagnér, Voraussetzungen, S. 21{f.; M. Bullinger, dffentliches Recht und Privat-
recht, S. 374f,; ders., in: FS Rittner, S. 70f.; M. Stolleis, Geschichte Bd. 2, S. 51ff.; ders., 6f-
fentliches Recht und Privatrecht, S. 57; J. Schréder, Privatrecht und offentliches Recht,
S. 9611f.; D. Grimm, Zur politischen Funktion, S. 88f.

7' B. Kempen, Formenwahlfreiheit, S. 12ff.; zweifelnd neuerdings J. Schrider, Privat-
recht und 6ffentliches Recht, S. 972.
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einem Herrschaftsvertrag der Herrschaftsunterworfenen mit dem Herr-
scher. Fiihrte dies in den ilteren Vertragslehren zu einer weitgehend unbe-
schrinkten, lediglich an die iiberkommenen Grenzen von ius divinum, na-
turale und gentium gebundenen Herrschaftsmacht, setzte sich in den jlinge-
ren Vertragslehren der Gedanke durch, daf dabei prinzipiell die Herr-
schaftsgewalt auf bestimmte Bereiche beschrankt werden kann. Die davon
ausgeschlossenen Materien erscheinen dann als vorstaatlicher, herrscherli-
chem Zugriff entzogener Bereich biirgerlicher Freiheit!. Analog dazu sollte
das Privatrecht als das im Rechtsverkehr der Biirger untereinander geltende
Recht nach im 19. Jahrhundert verbreiteter, idealtypischer Vorstellung die
Autonomie des Individuums zur Geltung bringen!®. Regulierende und re-
glementierende staatliche Eingriffe in den gesellschaftlichen Wettbewerb,
etwa in Form von Verfiigungsbeschrinkungen tiber Grundeigentum oder
Regelungen des Dienstvertragsrechts, wie sie in den Gesindeordnungen
enthalten waren, sind dem Wesen eines so verstandenen Privatrechts dage-
gen fremd und erscheinen als 6ffentlichrechtliche Eingriffe. Solche Sozial-
bindungen liegen daher, ganz abgesehen von der Frage, ob sie politisch zu
akzeptieren sind, auflerhalb des Blickfelds des Privatrechts. Vertragsfreiheit
und Privatautonomie wurden zu den Grundprinzipien des Privatrechts,
und dieses dann dem offentlichen Recht als Recht des staatlichen Zwanges
gegentiibergestellt?°.

Die Trennung von Privatrecht und offentlichem Recht als zwei unter-
schiedliche Rechtsbereiche mit einander entgegengesetzten Grundprinzi-
pien speist sich damit nicht nur aus zwei miteinander verwobenen Entwick-
lungslinien — Entstehung und Konsolidierung des modernen, souverinen
Staates einerseits, Trennung von Staat und Gesellschaft andererseits, sie
wird dartiber hinaus auch noch erheblich ideologisch aufgeladen. Verstirkt
wurde dies dadurch, dafl der Bereich des Privatrechts gegen die unsicheren
politischen Verhiltnisse in zwei Richtungen abgeschirmt werden sollte:
Gegen ein Wiedererstarken landesherrlichen Absolutismus’ mit seinen
wohlfahrtsstaatlichen, interventionistischen Neigungen einerseits, gegen

18 S. dazu Christoph Ch. Link, Herrschaftsordnung, S. 1441f.

¥ Vgl. etwa E C. v. Savignys Abgrenzung (1840): ,,... so unterscheiden (wir) zwey Ge-
biete, das Staatsrecht und das Privatrecht. Das erste hat zum Gegenstand den Staat, das
heifdt die organische Erscheinung des Volkes: das zweyte die Gesammtheit der Rechtsver-
hiltnisse, welche den einzelnen Menschen umgeben, damit er in ihnen sein inneres Leben
fiihre und zu einer bestimmten Gestalt bilde.“ £ C. v. Savigny, System, Bd. 1 S. 22; s. dazu
S. Gagnér, Voraussetzungen, S. 27f.; M. Stolleis, 6ffentliches Recht und Privatrecht, S. 57.
Savigny ist ein Beispiel dafiir, dafl die strenge Scheidung beider Bereiche auch von einer
Theorie aus méglich ist und vertreten wurde, die die naturrechtlichen Vertragslehren gera-
de ablehnt, s. System, Bd. 1 S. 10ff.

20 S.dazu besonders M. Bullinger, 6ffentliches Recht und Privatrecht, S. 391f.; ders., in:
FS Rittner, S. 72ff;; S. Gagnér, Voraussetzungen, S. 27ff.; D. Grimm, Zur politischen
Funktion, S. 88ff.; D. Wyduckel, Tus Publicum, S. 256; relativierend J. Schréder, Privat-
recht und 6ffentliches Recht, S. 973f.
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§ 121
§ 122

§ 123

§ 124
§ 125
§ 126
§ 130

§ 131
§ 133
§ 134
§ 138
§ 139
§ 140
§ 1424,
§ 142
§ 145
§ 147
§ 154
§ 151
§ 157

§ 162
§§ 16411,
§ 165
§ 166
§§ 17011,
§ 17741

Paragraphenregister

358; 359

183; 195; 201; 202; 204; 431
185; 189; 190; 191; 198; 204 m.
Fn. 357

196; 197

191

96; 193; 194; 195 m. Fn. 314;
195; 202; 203

197; 198 m. Fn. 325

194; 203; 434

195; 197

434

191-195; 199

189; 191 m. Fn. 295; 192-195;
199

88; 145

509

51; 78; 86; 115; 116 Fn. 27; 145;
149; 154; 159; 171-174 m.

Fn. 228; 176; 177; 181, 182;
466; 538

60; 67 m. Fn. 59; 149; 177
149; 179

172;177; 180; 304 m. Fn. 374;
311

149; 153 Fn. 164; 169; 170; 177,
178 m. Fn. 245; 179

149; 179

212;213; 272

272

96; 125-130; 131 Fn. 156; 160;
161; 164 Fn. 200; 167; 168; 181;
182

188

132; 133; 140; 144
300; 364; 365
300; 364; 432

67 m. Fn. 59

142 m. Fn. 123
176

181

160; 174; 175; 176
174

300

125

75; 132; 133; 137; 138 Fn. 108;
140; 143; 144

269; 270

120; 206; 207; 217; 539

207

207

208 Fn. 378; 209

212; 213; 215; 216

§ 179
§ 181
§ 182
§ 183

§§ 186£f.
§§ 1871,
§ 188
§ 193
§§ 194£f.
§ 194

§ 195
§§ 196f.
§ 197
§ 202
§ 203
§ 204
§ 206
§ 207
§ 2081f.
§ 209
§210
§ 212
§217
§218
§ 221
§ 222

§ 225

§ 241
§ 242

§ 246
§§ 2491f.

§ 249
§ 250
§ 251
§ 252
§ 253

§ 254

565

215 m. Fn. 411

216; 217

160; 164; 167; 168

115 Fn. 52; 125; 151 m.

Fn. 158; 152; 160; 161; 164 m.
Fn. 200; 167; 168

489; 490

489; 490

129

489; 490 m. Fn. 1134; 491
471; 472 Fn. 1050; 486; 489
474; 476; 478 m. Fn. 1070; 477;
479; 480

333; 335 Fn. 507; 474; 475; 480
475

46; 472; 480; 481; 484

481

483 Fn. 1099

481

483 Fn. 1099

483 Fn. 1099

482

481; 482; 483; 485; 486

484; 485; 486

483 m. Fn. 1099

482; 483

483 m. Fn. 1099

478 m. Fn. 1074

462; 465; 471; 474; 486; 487;
488 m. Fn. 1124

489

78; 88; 226; 338

67, 75; 76; 88; 105; 237; 238 m.
Fn. 69; 239-245; 253; 269; 276;
277;294; 321; 325 Fn. 466;
375; 432; 539

85; 405

88; 302; 303; 306; 307; 308;
311; 329; 346 m. Fn. 552; 539
268; 304; 312; 327; 333

268; 304; 311; 312; 539

268; 304; 311; 312; 322 m.
Fn. 456; 323; 539

305; 306; 309; 311; 312; 334,
539

304 Fn. 374; 306; 308; 310;
311; 312; 382 Fn. 683; 539

63 Fn. 39; 79; 302; 304; 305;
312; 315; 316 m. Fn. 427; 317,
318 m. Fn. 441; 319; 321-325
m. Fn. 466; 327; 345; 411

Fn. 815;421; 526 m. Fn. 1316;
539
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§ 273

§274

§§ 2754t

§ 275

§§ 2761f.

§276
§278
§279
§ 280
§ 281
§ 282

§ 283

§§ 284t

§ 284
§ 285
§ 286
§ 287
§ 288

§ 291

§ 300
§ 305
§ 306
§ 307
§ 308
§ 309

§§ 31541,

§ 315f.
§ 315

§§ 317t.

§ 319
§ 320
§ 321

§§ 323,

§323
§ 324
§325
§ 326

§327

Paragraphenregister

425; 426 m. Fn. 871; 427; 428;
429 m. Fn. 884; 460

429

331; 400 Fn. 768

373; 376

416; 418; 420; 421; 430; 435;
439

87;331; 351; 352; 353, 355;
381; 412 Fn. 820; 417; 433
317; 328; 329; 352; 357 m.
Fn. 587; 358; 358; 378; 380;
412 m. Fn. 820; 417; 434
352;376; 377

98; 304; 328 Fn. 475; 380; 381;
386

380 m. Fn. 678; 381

328 m. Fn. 475; 333, 335; 353
m. Fn. 573; 356 m. Fn. 580 u.
583

375

338; 389; 397 m. Fn. 750; 399—
404 Fn. 789

390; 391; 392; 395; 396; 406
328; 338; 353; 356; 392

344; 389-393; 397; 400; 401
352;393

85; 99; 104; 106; 330; 344; 389;
390; 397; 400—403; 405

389; 406 m. Fn. 795; 407, 408;
409 m. Fn. 810; 410; 411

354

445 Fn. 949

362-365; 373; 385

366 m. Fn. 618 u. 619; 367
365

365; 366 Fn. 618

299; 300; 301

301; 302

300; 301; 409 Fn. 810

301

301

427

279

381; 430

333; 375; 379; 381; 382 m.
Fn. 685

382 Fn. 686; 383

333;374; 375; 379; 382; 383;
386; 388; 393 Fn. 731; 493;
494; 495

333, 375; 390, 391; 397; 493;
494; 495

382

§§ 3284f.

§ 328
§ 333
§ 339

§§ 346£f.

§ 360

§§ 362

§ 362
§ 364
§ 366
§372

§§ 3871,

§ 387

§ 388
§ 389

§§ 390ff.

§ 390

§§ 3934

§ 393
§ 394
§ 395

§ 397

§§ 3984,

§ 398

§§ 3991f.

§ 399
§ 400
§ 401
§ 402
§ 403
§ 404
§ 405
§ 406
§ 407
§ 408
§ 409
§ 410
§ 411
§ 412
§ 413
§§ 41411,
§ 414

298

299; 513 Fn. 1250

513

375 Fn. 654

382;492; 493 m. Fn. 1151; 494
493 Fn. 1151

441; 442

442

442

442 Fn. 934

442 m. Fn. 936 u. 937

71 Fn. 75; 74; 441 m. Fn. 928;
443; 445 m. Fn. 949; 446 m.
Fn. 960; 447 m. Fn. 962; 448;
449; 450; 463; 465; 467; 468;
471,479

74 Fn. 85; 104; 448 Fn. 964;
449; Fn. 967; 453

445; 466

445; 451-455; 460 Fn. 1007;
462; 466 Fn. 1030; 467 m.
Fn. 1032; 468; 471

445; 447; 449

71 Fn. 75; 451; 456-460; 462
m. Fn. 1013; 463

447 Fn. 961

464

464, 465

444 m. Fn. 945; 445; 464
Fn. 1021

491; 492

237; 495; 500; 501; 502 m.
Fn. 1189; 503-506; 512; 513
Fn. 1255

496; 502 m. Fn. 1189

511

506; 516

497, 507

503; 507; 527

508

506; 508

508; 510

508

444 Fn. 944; 508; 510

508; 509

509

509; 510

508; 510

496; 500; 501; 508; 510

510; 527

495; 503; 505; 511

512; 513 Fn. 1255

513



Paragraphenregister 567

§§ 415(. 512 §1004 311 Fn. 408; 318 m. Fn. 441;
§ 415 513 319; 321
§ 417 514 §1303 186
§419aF 512 Fn. 1242;514;515 m. §1903 191

Fn. 1259; 516 §1922 502 Fn. 1189
§§ 421ff.  516;517; 518 Fn. 1279; 520; §2229 186

524
§ 421 62; 518-521; 528; 534; 535; BGB-KE

340 § 196 328
422 522 §199 328
§425 512 §280  361;391;412

Fn. 1274; 518 Fn. 1279; 520;
522; 523 m.Fn. 1303; 524 m.

Fn. 1308; 525-529; 530 m. BGSG
Fn. 1333; 531 m. Fn. 1334; Are.52 310 Fn. 403
535; 536 m. Fn. 1353
§ 427 517; 518; 522 BHO
§ 467 493 m. Fn. 1151 § 18 403
§§ 564ff. 494 § 44a 224;299 Fn. 351; 341
§ 599 430
§ 610 279 BhV
§§ 611ff. 54 §1 497
§ 618 54; 66; 67; 72
§§ 620ff. 494
§ 632 302 BlmSchG
§670 526 §3 32
§ 683 318 Fn. 441; 526 §22 32
§§ 688ff. 67 Fn. 59
§ 690 354; 355 BRRG
§ 714 517 §2 416
§775 279 §8 369
§§ 812ff.  33;60; 78 § 36 416
§ 812 56 Fn. 15; 318 Fn. 441 § 46 33; 302; 305; 318; 472; 516;
§§ 814ff. 325 519; 526
§ 818 78 m. Fn. 96; 324; 397 Fn. 750;  § 48 415
404 Fn. 783 §51 441 Fn. 929; 443; 465; 497; 500
§ 823 327; 424; 425 §53 33; 61
§ 826 239
§ 839 24; 78; 265; 278; 302; 303; BSeuchG
306; 316; 326; 327 m. Fn. 472; §51 309
329; 333; 335; 336; 337; 351;
352; 354; 358; 359; 367; 381
Fn. 680; 389; 399; 404; 411 BSHG
Fn. 815; 412; 416; 418; 425; §4 497; 498
§ 840 517; 518; 530; §29 62; 516
531 m. Fn. 1334 §43 516
§ 852 180; 328; 333; 485 §90 510
§ 875 127 §91 510
§ 906 32
§ 928 28 BVG

§ 981 28 §9 309



568 Paragraphenregister
BWBodSchG Art. 31 107
§ 10 517 Fn. 1271 Art.33 23
Art. 34 24; 78; 302; 305; 326; 327; 329;
BWGebiihrenG 333; 337; 354; 357; 358; 359;
§19 472 367; 381, Fn. 680; 389; 404;
412; 416; 418; 435; 437; 439,
440
EGBGB Art. 70 107
Art. 55 25; 27 Fn. 102; 46; 212; 213; Art. 72 212; 439
501 Art. 74 23;212; 436; 437; 439
Art. 87 23
EGInO Art.87d  23;26
§33 516 Art. 87e 23
Art. 87f 23
Einigungsvertrag Art. 95 23
Art. 91. V. m. Anlage II, Art. 97 93; 94
Sachgebict B, Art. 100 93; 185 Fn. 271
Abschn. III Nr. 1 303 Art. 103 94
Art. 110 403
EnergiewirtschaftsG ﬁm }g ;23
rt.
§7 291; 387 Fn. 705 Art 124 489
FeV Art. 125 489
§10 187 GVG
FGG §13 13;23; 43
§ 17a 43
§33 23
FStrG HessAbfAG .
§2a 124 §21 523 Fn. 1303
8 315
§ 8a HessAltlastG
GastG §12 517 Fn. 1271 u. 1274; 523
§S9ff. 206 Fn. 1303
GewO HessVwKostenG
§ 35 206 §21 472
§§ 45 206
HessSOG
GG §8 531 Fn. 1338
Art. 1 30; 34 § 43 531 Fn. 1338
Art.2 103; 267; 317
Art. 3 63; 107; 108; 521 HGB
Art. 6 185 § 352 85; 404
Art. 122 23
Art. 14 11:O3;329628;331(';)‘7; 308; 309 HintO
n. 392;
Art. 19 301 § 3 450 Fn. 967
Art. 20 30; 91; 93; 94; 102; 107; 209;
267; 448 Fn. 964 KO
Art. 28 104; 437 § 6l 507



Paragraphenregister 569
LAG § 40 396 Fn. 745
§ 60 511 § 41 396 Fn. 745
§ 44 396 Fn. 745
MEPoIG §§? :Zf Fn. 928; 465
n. 928;
§45 >33 §53 497; 500; 507 m. Fn. 1208 u.
§ 46 532
§49 335 § 66 12251251: 150
§ 50 517; 519; 531; 532; 533 n.
Fn. 1343; 534; 535 SGB IV
NdsVwKostG §25 472
§ 18 472 SGBV
NWGebG §76 357 Fn. 587
§20 472 SGB VII
NWLBG §2 420
§91 303 §§ 104ff. 420
NWPolG ;%B * 142 Fn. 123
n.
§ 46 426 § 50 472 Fn. 1052
§ 82 302
PAuswG § 111 472 Fn. 1052
§3 302 § 113 472
§ 116 510; 516; 518 m. Fn. 1279
PersBefG
§23 430 SGG
§ 51 23
PStG
§ 61 190 SoldG
§24 302
RAO
§ 211 453 Fn. 980 StaatshaftG DDR
§3 303; 305 Fn. 375
RhPLBG
§99 303 StPO
o § 136 147 Fn. 138
Richtlinie 93/13 EWG vom 5.4.1993 § 136a 169 Fn. 215
Art.2 41; 29
StVollzG
RKEG §2 419
§5 184; 187 §4 419
§ 121 101 Fn. 52; 448 Fn. 964
RVO
§ 368 357 Fn. 587 StvO
§ 45 124
SGB I-AT
§§ 13ff.  140; 268 StVZO
§16 130 §7 188 Fn. 282
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VAG

§8
§ 13

VVG
§3

VwGO

§ 40
§43
§ 44a
§ 57
§ 58
§ 61
§ 68
§ 70
§72
§73
§75
§ 80

§ 90

§92

§ 113
§ 114
§ 126
§ 137
§ 140
§ 167
§ 169

VwKostG

§15
§20

Paragraphenregister

§22
290 Fn. 312 §23
290 Fn. 312 §24

§ 25
453 § 26

§ 28

§ 31
23; 25; 43; 83; 330
228 § 32
154 Fn. 168 §35
491 Fn. 1139 §36
252; 253; 257; 278 § 37
370 § 38
485
132; 278 §39
456 §40
105; 456 § 41
395; 408 §§ 4311
121; 410; 411; 450; 451 m. §43
Fn. 973; 456; 457 m. Fn. 995; §§ 44£f.
458-462 § 44
407
163; 164
320; 456
488 § 451.
163 § 45
247 Fn. 125 § 46
163 § 47
377 §§ 48ff.
377

§ 481.

§ 48
157; 165 Fn. 203
472 § 49
23; 274 Fn. 241 § 49a
369 § 50
295 § 53
49; 215; 216; 260; 261 §§ 541f.
61; 83; 156; 184-194; 195 § 54
Fn. 314; 199; 203; 206; 207
159
207 § 55
161; 200; 206; 209; 210; 215; § 56
216
155; 174 §57
196
216 § 58
216 §59

159

129

130; 140; 177; 190; 196; 197,
209; 487

51; 124; 140; 175; 176; 190; 193;
194; 265; 276; 354; 414; 487
533

209; 470

62; 129; 489; 490; 491 m.

Fn. 1139

269

23; 122; 466

120; 193

49; 134; 135 m. Fn. 86; 136
243; 260 m. Fn. 185; 261; 263;
280

49

188

49; 122; 124; 126; 127; 490; 491
49; 174

125; 152; 188; 470; 471

423

151 Fn. 158; 169; 197; 211; 362
363-367; 369; 371 m. Fn. 640;
372; 374 m. Fn. 652; 384; 385
Fn. 696; 470; 471

154 Fn. 168; 155; 197

197

176; 363

142 m. Fn. 123

51; 148-151; 154 m. En. 168;
170; 174; 243

153; 165; 241

150; 152; 153 Fn. 164; 169; 171;
179; 180; 244; 263; 264; 311;
456

152; 159 Fn. 179; 169; 224; 280;
299 Fn. 351; 311; 341; 382 m.
Fn. 685; 456

400 Fn. 764

165

472; 482; 483; 484 m. Fn. 1101
23; 431

122; 231; 274; 286; 299; 360
Fn. 600; 362 m. Fn. 605; 370;
493 Fn. 1151, 516

301; 370

298; 300; 301; 370; 381; 384;
414

121; 125; 175; 272; 273; 274;
295; 300 Fn. 354; 505

505

61; 83; 174; 176; 177; 211, 295;



§ 60

§ 64

VwVG
§1

§19

Paragraphenregister

300; 3015 359; 362; 363 m.
Fn. 607; 364; 365; 367; 369;
370; 371 m. Fn. 640 u. 642;
372 m. Fn. 643; 373; 374
Fn. 652

281; 282 m. Fn. 280; 283;
284 m. Fn. 289; 285; 286;
288; 289 m. Fn. 310; 363
Fn. 607; 364; 368; 369;

370; 375; 377 m. Fn. 677;
378

370

2;22;37;45; 61; 62; 83; 116;
117; 127; 142 Fn. 123; 143;
173; 174; 176, 177; 179; 180;
193; 230; 231; 242; 272; 277;
283; 284 m. Fn. 289; 285; 288;
289; 291; 292; 298; 301; 304;
330; 348; 349; 355; 356; 359;
365; 366; 368; 374 Fn. 652;
375 m. Fn. 654; 376; 378;
380-384; 390; 393; 401; 405;
413; 414; 422; 424; 426; 492,
493; 522

132

484
377
517

VwZG
§4
§13

WHG
§7
§8
§19
§ 20

WpflG
§ 19

ZDG
§76

ZPO
§53

§ 148
§ 222
§ 254
§ 256
§ 261
§ 287
§ 322
§767

VG
§ 10

491
128

497
497
497
307

199

199

191

486

491

409

228

407

409

452 Fn. 977
452 m. Fn. 977

507

571






Sachverzeichnis

Die fetten Zahlen verweisen auf die Seiten, auf denen das betreffende Stichwort schwer-
punktmiflig behandelt wird.

Abgabenbescheid 410; 411

Abgrenzungstheorien 7; 24-28; 35; 36
s.a. Trennung von &ffentlichem Recht
und Privatrecht
s.a. Zweistufentheorie

— Interessentheorie 24

~ Subjektstheorie, modifizierte 24

- Subordinationstheorie 24

Abschleppen 504

Abtretung 495-511; 540

— verwaltungsrechtlichter Rechtspositio-
nen 503-505

- vermdgensrechtlicher Anspriiche 496;
499; 501

— Anwendbarkeit der privatrechtlichen
Vorschriften 505-511

— gutgliubiger Erwerb einer abgetrete-
nen Forderung 509

- Mebhrfachabtretungen 509

— und Nachfolgefihigkeit 495-500

— und Nachfolgetatbestand 495; 496

— héchstpersonlicher Rechte und Pflich-
ten 497-499; 506; 515

— und Rechtsnachfolge 495; 496

- und Schuldnerschutzvorschriften 508-
510

~ und gesetzlicher Forderungsiiber-
gang 510; 511

— Unabtretbarkeit 506

— als verwaltungsrechtlicher Vertrag 505;
506

AGBG 290-298; 431-433; 539

— nichtvertraglicher Schuldverhilt-
nisse 297,298

- Anwendung auf verwaltungsrechtliche
Vertrige 291-297

- analoge Anwendung 292-294

— unmittelbare Anwendung 291, 292

- und Hafrungsbeschrinkungen 431-
433

Akuviorderung 443; 449; 450; 456; 458—
460

allgemeine Rechtsgrundsatze 16; 58; 60;
65-68; 71-77; 82; 106,107; 144; 330;
345; 416; 430; 446; 447; 473; 474

Allgemeiner Teil des Rechts 17; 46; 57

Allgemeines preuflisches Landrecht 9

Allgemeinverfiigung 498

Altersversorgung, betriebliche 473

Altlasten 476; 477; 528; 529; 533

Amtsermittlungspflichten 176; 177; 190;
210

Amtshaftung 13; 24; 78; 84; 86; 218; 265;
326-329; 333; 336, 337; 344; 347; 348;
351; 356-359; 367; 389; 394; 396; 399;
400; 404; 410; 412; 416; 418; 420; 424;
425 428; 485, 486; 540

— Amtshaftungsanspruch 24; 78; 84; 86;
265

— Einschrinkbarkeit der Amtshaf-
tung 425-440

- Erginzungsfunktion der §§ 284 ff.
BGB 399; 400

Amtspflichtverletzung 327; 328; 366; 389;
399; 412; 440

Analogie 15-19; 28; 44; 46; 53-55; 62-81;
84-89; 96-100; 102; 104; 105; 107; 108;
132; 159; 162-181; 195; 213; 215; 224; 229;
230; 291-294; 302-325; 330-336; 340;
345-352; 368; 387; 390; 407; 410; 416;
426-428; 439; 446—452; 473-481; 490;
494-496; 500-503; 505; 508; 512; 517—
520; 524-527; 530; 532; 534; 537-539
s.a. Anwendung, rechtsgrundsitzliche
s.a. Liickenfiillung
s.a. Regelungsliicke

- und Abtretungsvorschriften 500-511

- und AGBG 290-294

— Analogieverbot im Strafrecht und fiir
Eingriffe 94



574 Sachverzeichnis

— und Aufrechnung 446-452

~ Begriffsanalogien 88, 89

- Einzelanalogie 65

— Gesamtanalogie 65; 68

- und Gesamtschuld 517-534

~ Gesetzesanalogie 65

- mittelbare Analogie 72

~ und unvollstindige Rechtssitze 87

- und Schadensersatzvorschriften 302-
325

- und Schuldibernahme 512

- und Verjihrung 473-480

— Vorausetzungen bei Leistungssto-
rungsregeln im Verwaltungsrecht 347-
351
- unmittelbare Analogie 72

Anfechtung 144-183; 537

- Anfechtungsfrlsten179——181

— biirgerlichrechtliche Vorschriften im
Verwaltungsrecht 144-150; 171-173

— biirgerlichrechtliche Anfechtungs-
regeln bei verwaltungsrechtlichen
Vertragserklirungen 176-181

~ nicht mehr riicknehmbarer offentlich-
rechtlicher Erklirungen 169-173

— wegen Irrtums 177

~ und Schadensersatzpflicht 179-181

- wegen Tiuschung oder Drohung 177-
179
- und Verwaltungsakt 150-158

Anfechtungsklage 410, 411; 451; 456462

Anpassung des Vertrages 368; 369; 494

Anschluﬁzwang 342; 393; 436—439; 494

Anstaltsbenutzungsverhaltnisse 20; 96;
101; 102; 339-344; 354; 355; 384; 386—
388; 417-420; 430; 432; 434; 436-440;
495

Anstaltsgewalt 14

Anwendung, rechtsgrundsitzliche 53;55;
62; 65; 68; 69; 73-77; 80-81; 105-107;
144; 345; 500-502
s.a. Analogie
s.a. Liickenfiillung
s.a. Rechtsgrundsatz
s.a. Regelungsliicke

Arbeitnehmerhaftung 33

Arbeitsrecht 21;32; 66; 91

Auffangordnungen, wechselseitige 42

Aufopferungsanspruch 218; 308-310;
329; 334; 479; 481

- und Entschidigung 308-310

Aufrechnung 33;73; 74; 84; 97; 98; 101;
104; 105; 110; 181; 182; 429; 443—471; 540

- Lrechtswidrige* Aufrechnung 470; 471

- Aufrechnungsbefugnis 459; 461; 462

— Aufrechnungshindernisse 456-465

- Aufrechnungsverbot 429

— Forderung aus unerlaubter Hand-
lung 464

— unpfindbare Forderung 464; 465

- verjahrte Forderung 462-464

— als Erfillungssurrogat 469

- und Liquiditit 450; 451

- nach birgerlichem Recht 443-445

— Probleme der Ubertragbarkeit der
Aufrechnungsregeln 448-471

— Rechtsnatur der behordlichen Auf-
rechnungserklirung 465-471

- und Riickwirkungsfiktion 451-456

- Ubertragbarkeit ins Verwaltungs-
recht 445-448

- und Vollstreckung 469; 470

— Verwaltungsaktsqualitit 465-471

~ aufschiebende Wirkung von Wider-
spruch und Anfechtungsklage 456-
462

Ausgleichsanspruch bei Gesamt-
schuld 522-536

Auskunft 265-271

Auslegung offentlichrechtlicher Erkli-
rungen 53; 62; 100; 104; 105; 132-144;
467; 468

— der Aufrechnungserklirung 467; 468

- mit Drittwirkung 138; 139

~ gesetzeskonforme 136-138; 144

— glinstigste 141-143

- interessengerechte 140; 141

~ der Rechtsform des Verwaltungs-
handelns 134-136
von Vertrigen 143; 144

Austauschvertrag 381;384; 414

Baugenehmigung 348; 428; 498; 511
Beamtenverhaltnis 11; 18; 33; 54; 66; 71;
161; 170; 229; 415-416; 426; 437; 439,
443; 465; 472; 496; 497; 501; 521; 522
Beamtenhaftung 439; 440
s.a. Amtshaftung
s.a. Haftung
Begriffsanalogien 88, 89
Behandlungsverhiltnis 419
Behorde
- Beteiligtenfihigkeit 370; 371
- Prozefistandschaft 371
— als Vertragsparter 370; 379
- Zustindigkeit 369-371



Sachverzeichnis 575

Beitragsboykott 427
Bekanntgabe des VA 125-132
s.a. Willenserklirung
s.a. Zugang
- Empfangstheorie 127
— Wirksamkeit 125; 126; 131
- Kenntnisnahme 131
— Minderjahrigenschutz 188; 189
- eingeschrinkte Vernehmungs-
theorie 131
— Verweigerung der Annahme 128
- Zugangshindernisse 127; 128
Belehrung, falsche 265-271
Beleihung 503
Benutzungszwang 342; 393; 415; 433;
436-439; 494
Beratungspflicht der Verwaltung 51; 130
Bereicherungsanspruch 480; 481
besonderer Rechtsgrundsatz 73; 331; 332
Bestitigungsschreiben, kaufmanni-
sches 123
Bestandskraft 49; 51; 104; 115; 148-153;
165; 173
Bestandsschutz 333-335; 351; 352
Bestimmtheit 100; 122; 134-236; 139
s.a. Rechtsicherheit
s.a. Vorhersehbarkeit
Betatigungserklirung 116
Betreungsgrundsatz 51; 124; 130; 140;
141; 143
s.a. Betreuungspflicht
Betreuungspflicht 130; 176; 177; 193; 267,
268; 353-355; 367; 381; 413; 421-423
s.a. Betreungsgrundsatz
— der Verwaltung 130; 140-143; 193
Beweislastverteilung
— und Gesamtschuld 520; 533
- bei Leistungsstérungen 328; 335; 353
Biirgerhaftung 349-351
s.a. Haftung
Birgschaft 34

clausula rebus sic stantibus 279-289; 368;

369

- Anwendungsbereich 281; 282

- und Unmdoglichkeit 368; 369

- und Wegfall der Geschiftsgrund-
lage 279-289

commodum, stellvertretendes 381; 383

culpa in contrahendo (c.i.c.) 344; 360; 366;

421-425
s.a. Leistungsstdrungen
— Fallgruppen 421-423

- 1m Verwaltungsvertragsrecht 421-425

~ in sonstigen verwaltungsrechtlichen
Leistungsbeziehungen 425

- Verplichtung zum Schadensersatz 423-
425

— Voraussetzungen 421-423

culpa post contractum finitum 424

Dauerschuldverhiltnis 65; 393; 394; 494;
495
Deduktion 70;73
Deliktshaftung 326, 327; 349; 359; 435,
436; 465
s.a. Haftung
s.a. Handlung, unerlaubte
Dienstverhiltnis, 6ffentlichrecht-
liches 23;30;72
Dienstvertrag 415; 416
Dinglichkeitslehre 498; 499
Doppelnatur prozessualer und materieller
Erklirungen 155-158
Doppelrechtsweg 43
Drittschadensliquidation 305, 306
Drittschutz 2; 32; 39; 138; 139; 166; 167;
256-259; 278; 279
s.a. Nachbarschaftsverhiltnis
s.a. Konkurrentenverhaltnis
Drittwirkung, Verwaltungsakte mit 139
Drohung 177-179

Ehegattengesamtschuld 526

Eingriff 49; 50; 97-99; 100; 255, 256; 438;
447;475-478

- Eingriffsbefugnisse, sicherheitsrecht-
liche 475-478

— Eingriffsverwaltung 49; 50; 97; 98; 225

Einvernehmenserfordernis 150; 151; 155,
156; 160; 167; 193; 194
s.a. Mitwirkung

Einwilligung 193-195; 513
s.a. Genehmigung

Empfangstheorie 127

Enteignungsentschidigung 218; 306—308;
315-318

Enumerationsprinzip 13

Entschidigungsanspruch 315-318; 329;
334; 479; 486; 535

- sekundirer Entschidigungsan-
spruch 486

- und Mitverschulden 315-318

Erbrecht 227

Erfiillung 441; 442

Erfiillungsgehilfe 329; 357-359; 434, 435
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Erfillungsinteresse 374; 424
Erfillungssurrogat 469
Erlafl 491; 492
Erloschen verwaltungsrechtlicher Schuld-
verhiltnisse 441-495
s.a. Aufrechnung
— und Aufrechnung 443-471
— durch Erfullung 441; 442
— durch Hinterlegung 441; 442
- durch Kiindigung 494; 495
- durch Riicktrite 493; 494
Ermessen 38; 60; 409; 477; 487; 488; 498;
499; 520-522; 524-526; 528; 529; 531
Ermessensausﬁbung 60; 477; 487; 488
Ermessensbindung 524-526; 540
Ermessensentscheidung 38; 498; 499;
520-522; 524-526; 528; 529; 531
— Ermessensfehler 409
Ersatzvornahme 532
Erschlieffungsvertrag 240; 391
Erstattungsanspruch, 6ffentlichrecht-
licher 4;22; 37; 60; 62; 84; 86; 94; 96;
218;233; 311; 312; 324-326; 451; 457;
472; 473; 480; 488; 489
— und Mitverschulden 324, 326
Erwerb einer abgetretenen Forderung,
gutgldubiger 509
Erziehungsrecht 185; 199; 200
Europiisierung des Verwaltungs-
rechts 41; 42

|

|

Fahrlissigkeit 87;328; 353; 354

Familienrecht 227

Fehler, offenkundiger 471

Festsetzungsverjihrung 471

Feststellungsklage 228; 482

Fiskus 11-13; 20; 28; 58

— fiskalische Hilfsgeschifte 20

- fiskalische Rechte 20

- Fiskustheorie 11-13; 14; 28; 58

Flucht ins Privatrecht 22; 348

Flucht ins Verwaltungsrecht 418

Folgenbeseitigungsanspruch, éffentlich-
rechtlicher 318-323; 329; 333; 400

- und Miwverschulden 318-323

Forderung, verwaltungsrechtliche

— aus vorsatzlich unerlaubter Hand-
lung 464

- unpfindbare Forderung 464; 465

~ verjihrte Forderung 462; 463
und Zuruckbehaltungsrecht 425-430

Forderungsbescheld 457-461; 483; 484
s.a. Leistungsbefehl

s.a. Leistungsbescheid
Forderungsverletzung 332-337; 347; 358
s.a. Vertragsverletzung, positive
Formenmifbrauch der Verwaltung 21; 26
Formenwahlfreiheit der Verwaltung 26;
35; 59; 101; 114; 134; 347-349; 428
Formerfordernis 121; 122; 132; 271-274;
363
s.a. Formmangel
Formmangel 271-274
Fristen 30; 179; 251-253
s.a. Verjihrung
Fristberechnung 62
s.a. Verjahrung
Fiirsorge 339-341; 342; 343; 349; 404;
415-418
— als Kritertum der Eingrenzung des
verwaltungsrechtlichen Schuldver-
hiltnisses 339-341

Garantiehaftung 373; 375
s.a. Haftung

Gattungsschulden 376; 377

Gebietslucke 83

Gefihrdungshaftung 529

Gefahrenabwehr 476;477; 480; 528-533

Gefahrerforschung 477

Gegenseitigkeitsordnung 219; 220

Geldersatz als Schadensersatz 327; 334

Geldforderung 389; 390; 394; 397; 399;
400; 405

Geldschulden 376;377

Gemeinrecht 42-46;47; 57

Gemeinwohlinteresse 354; 392

Genehmigung 122; 123; 186; 193; 492; 513
s.a. Einwilligung

Generalklausel 43; 103; 502

Gesamtanalogie 65; 68

Gesamtschuld 516-536

- analoge Anwendung der biirgerlich-
rechtlichen Regeln 517-520; 534

— unmittelbare Anwendung der biirger-
lichrechtlichen Regeln 524

— Ausgleichsanspruch 522-536

— Auflenverhiltnis 523;531

— und Beweislast 520; 533

— Ehegattengesamtschuld 526

~ und Ermessensbindung 524-526

— Innenverhiltnis 522-535

— Rechtsfolgen 520-522

— Rechtsstaatsprinzip 520; 521

— unter polizei- und ordnungsrechtlich
Verantwortlichen 528-536
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Gesamtschuldner 62
Geschiftsfahigkeit 57; 183-199
s.a. Handlungsfihigkeit
s.a. Minderjihrigenschutz
- Entgegennahme von Erklirungen 188;
189
— partielle Geschiftsfahigkeit 193
~ Geschiftsunfihigkeit gem. § 104 BGB
190
— Zuweisung der biirgerlichrechtlichen
Geschiftsfihigkeit durch verwaltungs-
rechtliche Spezialvorschriften 189; 190
Geschiftsfihrung ohne Auftrag 4; 45; 80;
101; 218; 233; 235; 479; 526; 535
Geschiftswille 369
Gesetzesanalogie 65
Gesetzgebungskérperschaften 351
Gesetzgebungskompetenz 107; 108
Gesetzesvorbehalt 93; 94; 99-105; 243
Geserzmifigkeit der Verwaltung 367
Gestaltungsklage 228
Gesundheitswesen 32
Gewaltverhaltnis
- allgemeines 227
— besonderes 219; 220; 224; 235
Gewerbesteuerschuld 517
Gewinn, entgangener 334; 335
Gewohnheitsrecht 59
Glaubigerinteresse 342; 403
Gleichheitsgrundsatz 63; 65; 73; 82-87;
96; 98; 100; 102; 107; 108; 245; 467; 538
Grundgesetz 21;47;73; 107
Grundrechte 22; 34; 47; 48; 95; 100; 224;
521
Grundrechtsbindung 34; 35; 47, 48; 98;
100
Grundrechtsmiindigkeit 185
s.a. Erziehungsrecht
Grundrechtswirkung im Privatrecht 34
Giiterautonomie 30

Haftung 326-359; 367; 397; 430-440;
465; 537
s.a. Amtshaftung
s.a. culpa in contrahendo
s.a. Enteignungsanspruch
s.a. Enteignungsentschidigung
s.a. Erstattungsanspruch
s.a. Mitverschulden
s.a. Schadensersatz im Verwaltungs-
recht
s.a. Schadensersatzanspruch

s.a. Unméglichkeit

s.a. Verschulden
s.a. Vertragsverletzung, positive
s.a. Verzug

- Haftungsfreizeichnungsklauseln 438;
439

- Biirgerhaftung und Vorbehalt des
Gesetzes 349-351

— Deliktshaftung 326; 327; 349; 359; 435;
436; 465

- Einschrinkbarkeit der Amtshaft-
ung 425-440

- Einschrinkbarkeit der Beamtenhaft-
ung 439

- fiir Erfullungsgehilfen 434; 435

- Gefihrungshaftung 529

- Garantiehaftung 373; 375

— als Gesamtschuldner 517-536

- schuldunabhingige Haftung 529

— Haftung wegen Leistungsstorungen als
Erginzungstatbestand des 6ffentlich-
rechtlichen Haftungssystems 326-331

- Haftungsausschluf} bei Anschlufi- und
Benutzungszwang 438; 439

— Haftungsausschluf und Verzug 397

- Haftungsbeschrinkungen fiir L. nach
privatrechtlichen Grundsitzen 430-
440

- Haftungsbeschrinkungen und AGB
431-433

— bei Minderjihrigen 431; 434

— Haftungsprivilegien 430

— Kritik an der Ubertragung der privat-
rechtlichen Haftungsregeln ins
Verwaltungsrecht 331-337

- Verhinderung einer Haftungsprivile-
glerung 347-349

- fir fremdes Verschulden 357-359
- Verschuldenshaftung 351-357

Handlung, unerlaubte 464

Handlungsautonomie 30

Handlungsfihigkeit 183-204
s.a. Geschaftsfahigkeit
s.a. Minderjihrigenschutz

— Entgegennahme von Erklirungen 188;
189

- Kongruenz von Verfahrensfihigkeit
und materiellrechtlicher Handlungs-
fihigkeit 185-189

- mangelnde 196-199

- partielle gem. §§ 112, 113 BGB 191-193

— Testierfahigkeit 186

— des gesetzlichen Vertreters neben der
des Minderjihrigen 199; 200
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~ und Verfahrensbetreuungspflicht 190
Handlungsstorer 476;477;529; 532
Hausrecht 14

Hinterlegung 441; 442

Immissionsschutz 32; 39
Individualinteresse 342; 343; 354
Induktion 70; 89
Inhaltskontrolle 34
Interessentheorie 24

s.a. Abgrenzungstheorien
Interventionsstaat 21
Irrtum 51; 60; 86; 125; 144; 146; 147; 176;

177;

s.a. Anfechtung

s.a. Willenserklirung

Kanalbenutzungsverhilnis 340; 417; 421
Kassenidentitat 445
Kassenverstarkungskredite 403
Kirchensteuer 427

Kérperschaften, offentlichrechtliche 350;

351; 357; 436
Kompetenzordnung, bundesstaat-
liche 107; 108
Konkurrentenverhiltnis 39; 117
Konkurs 507
Koordinationsverhiltnis 342; 360
s.a. Vertrag, koordinationsrechtlicher
Kostenersatz 476
Kiindigung 21; 65; 105; 364; 368, 369;
378; 386; 393; 415; 441; 478; 494, 495

Lastenverteilung im Kostenrecht 521;
528-533

Legalzession 510; 511; 518; 527

Leistungen, nichtvermogenswerte 343

Leistungsbefehl 453-456

Leisungsbescheid 410; 411; 451-456; 459;

460; 475
Leistungsbestimmung, nachtrig-
liche 299-302
Leistungsklage 228;379; 408-411
Leistungsstorungen in verwaltungsrecht-
lichen Schuldverhiltnissen 4; 84-86;
98-101; 237, 326-440; 540
s.a. Haftung
s.a. Schuldverhiltnis, verwaltungs-
rechtliches
s.a. Unmoglichkeit
s.a. Unvermégen
— Amtshaftung 435-440
- Beweislastverteilung 328; 335; 353

— clausula rebus sic stantibus 368; 369

— culpa in contrahendo, 6ffentlichrecht-
liche 421-425

— Haftung wegen L. als Erginzungstat-
bestand des offentlichrechtlichen Haf-
tungssystems 326-331

- Haftungsbeschrinkungen fir L. nach
privatrechtlichen Grundsitzen 430-440

— Kritik an der Ubertragung der
privatrechtlichen Haftungsregeln ins
Verwaltungsrecht 331-337

~ pVV 411-421

— Verschulden, fremdes 357-359

- Verschuldenshaftung 351-356

— Verzug 388-411

— Verzugszinsen 398-406

- Analogie zum Privatrecht 347-351

— Wegfall der Geschiftsgrundlage 368;
369; 377; 378
Zuruckbehaltungsrecht 425-430

Lelstungsverwaltung 20-22;98

Leistungsverweigerungsrecht 471; 510

Liquidititserfordernis 450; 451

Lickenfullung 18; 22; 23; 29; 44; 46;
52-57; 60; 62; 67—69; 80-87; 94—107;
148; 226; 229; 230; 335; 336
s.a. Analogie
s.a. Anwendung, rechtsgrundsitzliche
s.a. Regelungsliicke

Mahnung 395; 396; 406

Mehrfachabtretungen 509

Mehrwert des Staates, rechtlicher 48

Meistbegiinstigungsgrundsatz 142

Menschenwiirde 30; 34

Mieterschutz 21

Minderjihrigenschutz 61; 96; 183-205;
538; 539
s.a. Geschiftsfihigkeit
s.a. Handlungsfahigkeit

- und Anstaltsnutzung 200-205

— und vorherige Einwilligung des gesetz-
lichen Vertreters 193-195

— Entgegennahme von Erklirungen 188;
189

— als Fundamentalprinzip der Rechts-
ordnung 200

— und rechtlich vorteilhafte
Geschifte 193-195

- und Geschiftsfihigkeit 183-199

- und Grundrechtsmiindigkeit 185

- und verwaltungsrechtliche Handlungs-
fahigkeit 183-190
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Mifbrauchsverbot 271-276

Mitverschulden 79; 315-325; 327; 345;
367; 421

— bei Schadens- und Entschadigungsan-
spriichen 315-318

- beim Folgenbeseitigungsanspruch 318-
323

— beim Erstattungsanspruch 324; 325

Mitwirkungshandlung
s.a. Einvernehmenserfordernis

- Riicknahme einer M. 162-168

Nachbarklagen 39

Nachbarschaftsverhilenis

— baurechtliches 39; 98; 278; 279

Nachbarschutz 32; 50

Nachfolgefihigkeit 496-500

Nachfolgetatbestand 495; 496

Nihe 339-341; 344; 349

— als Kriterium der Eingrenzung des
verwaltungsrechtlichen Schuldverhilt-
nisses 339- 341

Naflauskiesungsfall 486

Naturrecht 9; 10

Naturalrestitution 327; 334

Nebenbestimmungen 110

Nebenpflichten 276-278; 339; 341; 344—
346; 353; 355; 360, 361; 367; 381; 391;
411-414; 417; 418; 421-424; 439; 508

Nichtanwendung von Gesetzen 275; 276

Nichtstérer 532

Nichtigkeit 363-373; 425

Nieflbrauch 364

Notstandsstorer 535

Ordnungsbehérden 528-536
Organwalter, ehrenamtlicher 344; 345

Passivforderung 444; 453; 461; 464

Person, juristische 358; 359

Personalautonomie 30

Polizel 528-536

Primirnorm 44; 45

Privatautonomie 7; 10; 30-34; 48; 114;
133; 362

Prozefizinsen 406-411

Publifizierung 31-35

pVV s. Vertragsverletzung, positive

Recht, subjektives offentliches 9; 38; 46;
334; 343; 351; 352

Rechte und Pflichten, héchstperson-
liche 497-499; 506; 515
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Rechtsihnlichkeit 538
Rechtsausiibung, unzulissige 271-276
Rechtsfolgenverweis 79; 80
Rechtsfortbildung 90; 93
Rechtsgeschift zu Lasten Dritter 115
s.a. Vertrag zu Lasten Dritter
Rechtsgrundsatz
s.a. Anwendung, rechtsgrundsitzliche
— allgemeiner 16; 58; 60; 65-68; 71-77;
82; 106, 107; 144; 330; 345; 416, 430;
446; 447; 473; 474
— besonderer 73;331; 332
Rechtsnachfolge 495-500
- Nachfolgefahigkeit 495-500
— Nachfolgetatbestand 495; 496
Rechtsnachfolger 476
Rechtsschutz, verwaltungsrechtlicher 11;
13; 33; 43; 44; 46, 142; 485; 486
Rechtssicherheit 99-101; 103; 242; 243
s.a. Bestimmtheit
s.a. Rechtsstaatsprinzip
s.a. Vorhersehbarkeit
Rechtsstaatsprinzip 22; 242-247; 520;
521
Rechtsverhiltnis, 6ffentlichrechtliches 2;
4; 28; 30; 40; 78; 85; 91; 93; 218; 219
s.a. Rechtsstaatsprinzip
s.a. Rechtsverhaltnis, verwaltungs-
rechtliches
s.a. Schuldverhiltnis, verwaltungs-
rechtliches
Rechtsverhiltnis, verwaltungsrecht-
liches 22;218-325
s.a. Schuldverhiltnis, verwaltungs-
rechtliches
s.a. Vertrag, verwaltungsrechtlicher
~ Anliegen der Rechtsverhiltnis-
lehre 218-222
- Begriff 226-229
- als Gegenseitigkeitsordnung 219; 220
— und besonderes Gewaltverhiltnis 219;
220
— Grenzen der Rechtsverhiltnis-
lehre 223-225
- Inhalt 237-325
— Leistungen der Rechtsverhiltnis-
lehre 223-225
- mehrpolige 222; 256; 278
— Nebenpflichten 276-278
~ und pVV 411-421
- Vor- u. Nachwirkungen 276-278
- Typen von verwaltungsrechtlichen R.
231-237
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Rechtsverhaltnislehre 218-226
Rechtsverweigerung 92
Rechtswegzuweisung 23; 25; 43—-45
Regelungsliicke
s.a. Analogie
s.a. Anwendung, rechtsgrundsitzliche
s.a. Liickenfiillung
- bewufite 83-84
- echte 84-86
— unechte 84-86
— Gebietsliicke 83
— Scheinliicke 86
Regelver]ahrungsfrlst 536
Richterrecht 81; 90-101; 105; 129; 132;
261; 349; 489
— gesetzesvertretendes 91
Riicknahme 60;159-173; 243; 538
— und Anfechtung 169-173
- ex nunc Wirkung 161; 162
— bis zur Unanfechtbarkeit 162-168
— von Mitwirkungshandlungen 162-168
- und Vertrauensschutz 161-168
~ und Widerruf 159; 160
Rucktrltt vom Vertrag 383; 384; 393; 414;
415; 441; 493-495
Ruckwirkungsfiktion der Aufrechnungs-
erklirung 451-456

Sachenrecht, offentliches 16; 19; 37; 155;
478; 479
Sachenrecht, privatrechtliches.227
Satzungsautonomie 103; 104
Satzungsermichtigung , gesetzliche 103;
436—438
Schadensersatz wegen Nichterfiil-
lung 380-383
Schadensersatz im Verwaltungsrecht
302-325; 329; 331; 334; 337; 346;
347; 361; 366; 367; 374; 375; 380;
383; 386; 387; 389; 391; 393; 397;
399; 414; 416—425; 440; 485; 486;
540
s.a. Aufopferungsanspruch
s.a. Entschadigungsanspruch
s.a. Enteignungsentschidigung
s.a. Erstattungsanspruch
s.a. Folgenbeseitigungsanspruch
s.a. Haftung
s.a. Mitverschulden
— Anwendbarkeit der §§ 249-254 BGB
auf verwaltungsrechtliche Schadenser-
satzpflichten 302-305
- Anwendbarkeit der §§ 249 ff. BGB auf

Entschadigungs- und Folgenbeseiti-
gungsanspriiche 306-311
- und Drittschadensliquidation 305; 306
— und Mitverschulden analog § 254 BGB
315-325
— und Vorteilsausgleich 312-315
Schadensersatzanspruch 83-85; 88; 91;
96; 98; 101; 102; 180; 215; 218; 315-318;
485; 486; 526; 532
- sekundirer Schadensersatzan-
spruch 485; 486
— fir Nichtstérer 532
Scheinlicke 86
Schlachthofentscheidung 340; 417; 432
Schlechtleistung 341-344; 348; 361; 391;
412; 414; 418
Schuldbeitritt, gesetzlicher 514-516
Schuldrecht, besonderes 227
Schuldiibernahme 511-514
Scheinliicke 84-86
Schuldverhaltnis, gesetzliches 516-536
Schuldverhiltnis, verfassungsrechtli-
ches 347
Schuldverhiltnis, verwaltungsrecht-
liches 3; 40; 78; 83; 85; 89; 91; 218; 219;
326; 537
s.a. Leistungsstérungen
s.a. Aufrechnung
s.a. Erlaf§
s.a. Erloschen
s.a. Hinterlegung
s.a. Verjahrung
s.a. Verwirkung
s.a. Verzicht
— Anwendung des AGBG 290-298
— begriffliche Eingrenzung des 226-229;
338-347
- Erléschen 441-495
— und pVV 411-421
Typen 231-237
Schulentscheldung 417; 419
Schweigen im Verwaltungsrecht 84; 121-
125
Sekundirnorm 44; 45
Selbstbindung der Verwaltung 90
Selbstexekution 445; 450; 458; 464; 540
Selbstkontrahierung 216; 217
Selbstverwaltungskorperschaften 42; 345;
437; 438; 440
Sicherheitsleistung 411
Sicherstellung 426
Sicherungsinteresse 459
Sittenwidrigkeit 239; 364
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Sonderstatusverhiltnis

s. Gewaltverhiltnis, besonderes
Sonderprivatrecht 49
Sonderrecht des Staates 59
Sonderverbindung, verwaltungsrecht-

liche 331

s.a. Gewaltverhiltnis, besonderes
Sozialhilfe 465;475; 498
Sozialleistungen 472; 473; 497
Sozialstaat 21;47
Sparsamkeitsgebot der Verwaltung 463;

487
Spielplatzentscheidung 417; 420
Staatshaftungsrecht 24; 91; 96

s. Amtshaftung
Staatsrecht 13
Stadtsiegelfall 478
Stellvertretung

s. Vertretung

s. Vollmacht
— mittelbare 217
Steuerboykott 427
Steuerrecht 94
Steuerrechtsverhiltnis 233
Stérerauswahl 528; 529
Strafgefangenenverhaltnis 417; 419
Studentenschaftsbeitrige 427
Stufenklage 409
Subjektstheorie, modifizierte 24

s.a. Abgrenzungstheorien
Subordinationstheorie 24

s.a. Abgrenzungstheorien
Subordinationsverhaltnis 2; 27; 35; 97;

342; 360; 521; 523

s.a. Vertrag, subordinationsrechtlicher
Subtraktionsmethode 412
Subventionen 457; 474; 514
Subventionsanspruch 499; 502; 504
Subventionsbescheid 461
Subventionsverhiltnisse 341; 392
Surrogationsmethode 383
Suspensiveffekt 457-461
Systemgerechtigkeit 49

Tauschung 177-179

Testierfihigkeit 186

Transformation privatrechtlicher Regeln
ins Verwaltungsrecht 33; 37; 60; 72; 81;
82; 87-93; 97; 103; 230; 390; 394-397;
428; 443-445; 448—471

— der Aufrechnungsregeln 443-445; 443
471

— privatrechtlicher Institute 33; 34

581

— der Verzugsregeln 390; 394-397

- der Zuriickbehaltungsregelungen 428

Trennung von 6ffentlichem Recht und
Privatrecht 6-50; 52; 58; 59; 61; 66;
79
s.a. Abgrenzungstheorien
s.a. Zweistufentheorie

- Anniherungstendenzen der Teilrechts-
ordnungen 29-42

— Entwicklung 7-20

- unter dem Grundgesetz 21-42

— Komplementaritit von 6ffentlichem
Recht und Privatrecht 44-47

Trennung von Staat und Gesellschaft 47

Treu und Glauben im Verwaltungs-
recht 34;59; 66, 67; 69; 75; 76; 88; 98;
105; 106; 133; 143; 215; 238-289; 369;
375; 414; 422; 425; 465, 539

- Berufung auf Formmangel 271-274

- Bindung an Auskiinfte 265-271

— Bindung an Zusagen 260-264

— und clausula rebus sic stantibus 279~
289

— Folgen falscher Belehrung 265-271

~ in Herstellungslagen 266-271

— und baurechtliches Nachbarverhilt-
nis 278; 279

- und Nebenpflichten 276-278

— Rechtsaustibung, unzulissige 271-276

— Mifibrauchsverbot 271-276

- Nichtanwendung von Gesetzen 271-
274

- Verbot widerspriichlichen
Verhaltens 245; 246

— Verfristung 251-253

~ Verjihrung 251-253

— Vertrauensschutz 241-245; 247; 265

— Verwirkung 246-259

- Wegfall der Geschiftsgrundlage 279~
289

Umdeutung 142

unerlaubte Handlung 464

Unmaoéglichkeit 328; 359-388; 393

— der Behordenleistung 362; 363

— anfingliche objektive Unmoglich-
keit 362-365; 366; 373; 385

- anfingliche subjektive Unméglich-
keit 368-376; 379; 385

- nachtragliche objektive und subjektive
Unmoglichkeit 376-384; 385; 387

— rechtliche Unmoglichkeit 362; 364;
365; 378



582

in nichtvertraglichen Rechtsverhalenis-
sen 384-388

in verwaltungsrechtlichen Vertra-

gen 360-384

vorubergehende Unmoglichkeit 365;
366

und Wegfall der Geschiftsgrund-

lage 360; 368;369; 377

Unpfindbarkeit 464; 465
Unvermogen

s. Unmoglichkeit, subjektive

Verbandskompetenz 371
Verbandswesen 16
Verbot widerspriichlichen

Verhaltens 245; 246

Verbraucherschutz 30
Vereinsvorstand 351
Verfahrensbetreuungspflicht 190; 423~

425; 487

Verfahrensfihigkeit 185-187
Verfahrensfehler 363
Verfahrensgarantien 51

Verjahrung 17; 30; 251-253; 327, 328;

458; 471-491

analoge Anwendung des biirgerlichen
Rechts 473-480

Beginn 481

Berechnung der Verjzhrungs-

fristen 489-491

und sicherheitsrechtliche Eingriffs-
befugnisse 475-478

Hemmung 772; 481
Regelver]ahrungsfrlst 536
Ubertragung des biirgerlichen

Rechts 473; 474

Unterbrechung 472; 481-486
Unverjahrbarkeit 475-479

im Straf- und Ordnungswidrigkeiten-
recht 475

nichtvermdgensrechtlicher Anspriiche
im Verwaltungsrecht 474—476
Verjahrungsfrist 327; 328; 472; 475;
480; 481

und Vorbehalt des Gesetzes 479, 480;
487; 489

Wirkungen 486-489

Zweck 478; 480

Vermogensschaden 334
Vermogensiibernahme 514

Vernehmungstheorie, eingeschrankte 130;

131

Verpflichtungsklage 408-411

Sachverzeichnis

Verpflichtungsvertrag 362-364; 372; 382

Verrechnungsausgleich 445

Verschulden 328; 329; 335; 351-359; 367;
380; 381; 395; 400; 528
s.a. Verschuldenshaftung

— fremdes 357-359

— Verschuldensmafistab 353-355; 380;
381

Verschuldensprinzip 351; 352; 356

Verschuldenshaftung 351-356; 374; 376,
400
s.a. Haftung
s.a. Leistungsstorungen
s.a. Verschulden

Vertrag, koordinationsrechtlicher 365-
367;375; 379; 380

Vertrag, naturrechtlicher 9; 10

Vertrag, offentlichrechtlicher
s. Vertrag, verwaltungsrechtlicher

Vertrag, subordinationsrechtlicher 362-
364; 372; 375; 382; 384

Vertrag, verwaltungsrechtlicher 2; 14; 16;
18; 19; 22; 23; 28; 30; 37; 45; 83; 116;
118; 168; 174-177; 215; 232; 348; 349;
362-368; 371; 374-376; 379; 388; 390—
394; 398; 424; 426; 431; 460; 467; 478,
487; 492; 511; 515; 516; 522

— und Anfechtung 176-181

— Bindung an den Antrag 173-176; 369

- koordinationsrechtlicher 365-367;
375; 379; 380

- subordinationsrechtlicher 362-364;
372; 375; 382; 384

Vertragsanpassung 368; 369; 494

Vertragsbindung, Grundsatz der 369

Vertragsverletzung, positive 97; 102; 268;
339; 342; 344; 346; 352; 356; 358; 360;
361; 391; 411421
s.a. Forderungsverletzung, positive

— Fallgruppen 415-417; 419-421

- im Verwaltungsvertragsrecht 413-415

— in sonstigen verwaltungsrechtlichen
Leistungsbeziehungen 415-421

— Voraussetzungen der Ubertragbarkeit
der pVV auf verwaltungsrechtliche
Rechtsverhiltnisse 417; 418

Vertrag zugunsten Dritter 298; 299; 513

Vertrag zu Lasten Dritter 508; 513

Vertrauensschaden 366; 424 Vertrauens-
schutz 278; 422; 423; 539

— und der Grundsatz von Treu und
Glauben 241-245;247; 265

— und Riicknahme 161-168



Sachverzeichnis

Vertretbarkeit einer Handlung 498; 500

Vertreter 359; 431; 434

- gesetzlicher 359; 431; 434

- verfassungsmiflig berufener 359

Vertretung 206-217; 539

Verwahrung, 6ffentliche 83; 218; 235;
355; 426

Verwaltungsakt 14; 18; 21-23; 45; 49; 51;
104; 106; 110-118; 122; 131; 134; 136;
142; 147-151; 155; 161; 163; 164; 170—
173; 225; 232; 235; 362; 363; 370-372 ;
379; 382; 384; 385; 392; 395; 408; 410;
423; 425; 432; 441; 442; 444; 448; 451;
453-459; 461; 465-471; 475; 482-485;
491; 503; 516; 538

Verwaltungsgerichtsbarkeit 13

Verwaltungsinteresse 342; 343

Verwaltungsprivatrecht 20; 22; 35; 36; 49

Verwaltungsrechtsakzessorietat 32

Verwaltungsschuldrecht, allgemeines 540

Verwaltungsvollstreckung 484

Verwaltungszwang 397; 503; 504

Verwirkung 59; 75; 106; 246-259; 491

- und Beendigung eines verwaltungs-
rechtlichen Schuldverhiltnisses 491

~ und Dispositionsbefugnis 254-256

- und Ermessen 254-256

- und 6ffentliches Interesse 254-256

— im bipolaren Rechtsverhiltnis 254

— im multipolaren Rechtsverhiltnis 256;
257

— von Verfahrens- und prozessualen
Rechten 257-259
- Rechtfolgen 259

Ver21cht 181; 182; 491; 492

- und Beendlgung eines verwaltungs-
rechtlichen Schuldverhiltnisses 491;
492

- Verzichtserklirung 181; 182

Verzinsung von Forderungen 30; 85; 104,
106

Verzdgerungsschaden 401-404

Verzug 328; 338; 344; 375; 388-411; 418

- Ausschluf} der Verzugshaftung 397

- und Amtshaftung 399

— Filligkeit 395; 396

— in nichtvertraglichen Leistungsbezie-
hungen 394-397

- Rechtsfolge 392; 393

— Ubertragbarkeit der privatrechtlichen
Verzugsregeln 390-392; 394

- und Prozefizinsen gem. § 291 BGB
406-411

583

- in verwaltungsrechtlichen Vertri-
gen 390-393
- und Verwaltungszwang 397
— Verzugszinsen 330; 344; 390; 397-406
— Voraussetzungen 392; 395
Verzugsschaden 391; 393; 396; 397; 404
Verzugszinsen 330; 344; 390; 397-406
— und Vorbehalt des Gesetzes 405; 406
Vollmacht 4; 206-210; 213
s.a. Vertretung
— Anscheinsvollmacht 4; 208-210; 213
- Duldungsvollmacht 208-210; 213
Vollziehung, sofortige 410; 459; 461; 532
Vollzugstheorie 458
Vorbehalt des Gesetzes 49; 80; 93-107;
349-351; 405; 406; 428; 447; 448; 479,
480; 487; 489; 503; 520; 534; 537
- und Abtretung 503
- und Aufrechnung 447, 448
— und Birgerhaftung 349-351
— und Gesamtschuld 520; 534
— und Ubertragung privatrechtlicher
Vorschriften 93-107
— und Verjihrung 479; 480; 487; 489
- und Verzugszinsen 405; 406
- und Zuruckbehaltungsrecht 428
Vorhersehbarkelt 99-101; 103; 242; 243;
406
s.a. Bestimmtheit
s.a. Rechtssicherheit
Vorlagepflicht des Richters 93
Vorrang des Gesetzes 49; 91; 92; 93

Wahl der Rechtsformen, s. Formenwahl-
freiheit

Wahlen 351

Wahlrechtsverhiltnis 344; 345

Wegfall der Geschiftsgrundlage 279-289;
360; 368;, 369; 377; 494

- anfingliches Fehlen 284, 285

- bei informalem Verwaltungs-
handeln 285, 286

- als Ausnahme bestehender Bindung-
en 288

- und Unméglichkeit 360; 368; 369; 377

— Verwaltungsgrundlage, besonderes
Kindigungsrecht der Verwaltung 288;
289

Werttendenz 75;77

Wesentlichkeitstheorie 95-97; 102; 447;
448; 480

Widerruf 144-183; 538
s.a. Willenserklirung



584 Sachverzeichnis

- Anwendung der biirgerlichrechtlichen
Vorschriften 144-150

- und Riicknahme 159-168

- und Verwaltungsakt 150-158

Widerspruch 105; 136; 149; 165; 407, 408;
451; 456—462; 471; 484; 540

Willenserklirung 3; 13; 46; 78; 88; 89; 96;
104; 105; 109-216; 378; 379; 420; 444;
454; 466; 471; 490; 537

— Arten 121-144

— und behordliche Aufrechnungserkli-
rung 105; 465471

— ausdriickliche 121

- Auslegung 121-144; 132-144

— Begriff 109-111

— als Betatigungserklarung 116

~ Doppelnatur prozessualer und
materieller Erklirungen 155-158

— durch Schweigen 121-125

- empfangsbediirftige und nicht
empfangsbediirftige 124-132

- Funktion des Begriffs 111-113

— konkludente 121; 122; 142; 201

- und offentlichrechtlicher Vertrag 173-
181

- privatrechtliche Willenserkldarung und
offentlichrechtliche Rechtsakte 115-119

— und Unmoglichkeit 378; 379

- auflerhalb des Verwaltungsverfah-
rens 181-183

— riickwirkender Widerruf 159; 160

- als Wirkungserklirung 116

- Unterschiede zwischen privatrecht-
lichen und verwaltungsrechtlichen
Willenserklarungen 114; 115

— verwaltungsrechtliche Willenserkla-
rung 3; 19; 78; 88; 109-216

— Verzicht 181; 182

— Widerruf 144-183
Zugang 121-144; 125-132

Wlllensmangel 538
s. Anfechtung
s. Widerruf
s. Willenserklirung

- Berticksichtigung von Willens-
mangeln 169-171
Wirksamkeitstheorie 458
Wirkung, aufschiebende 411
Wirkungserklirung 116

Zahlungsverjihrung 471

Zedent 505; 508; 509

Zessionar 505; 509

Zinssatz, gesetzlicher als Mindest-
schaden 404; 405

Zugang 30; 121; 125-132; 490; 491
s.a. Bekanntgabe des VA
s.a. Willenserkldrung

- und Berechnung der Verjihrungs-
fristen 490; 491

- empfangsbediirftiger 6ffentlichrecht-
licher Erklirungen 121; 125-132

— von Erklarungen unter Abwesen-
den 128-130

— von Erklirungen unter Anwesen-
den 130-132

- und Empfangstheorie 127

— und eingeschrinkte Vernehmungs-
theorie 130; 131

— und Wirksamkeit des VA 125, 126; 131

— Zeitpunkt 126; 127

~ Zugangshindernisse 127; 128
Zugangsvermutung 490; 491

Zuruckbehaltungsrecht 425-430

Zusage 260-264

- rechtmafigen Verwaltungs-
handelns 262

- rechtswidrigen Verwaltungs-
handelns 262-264

Zusicherung 260

Zustandsverantwortlichkeit 498; 528;
532,533

Zustellung 407

Zwangsgeld 498

Zwangskauftheorie 33

Zwangsvollstreckung 507

Zweckgemeinschaft 519

Zweistufentheorie 21;36,37; 341



Jus Publicum
Beitrige zum Offentlichen Recht

Alphabetisches Verzeichnis

Bauer, Hartmut: Die Bundestreue. 1992. Band 3.

Bobm, Monika: Der Normmensch. 1996. Band 16.

Bogdandy, Armin von: Gubernative Rechtsetzung. 1999. Band 48.

Brenner, Michael: Der Gestaltungsauftrag der Verwaltung in der Europiischen Union. 1996.
Band 14

Burgi, Martin: Funktionale Privatisierung und Verwaltungshilfe. 1999. Band 37.

Claasen, Claus Dieter: Die Europiisierung der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 1996. Band 13.

Danwitz, Thomas von: Verwaltungsrechtliches System und Europiische Integration. 1996.
Band 17.

Detterbeck, Steffen: Streitgegenstand und Entscheidungswirkungen im Offentlichen Recht. 1995.
Band 11.

Di Fabio, Udo: Risikoentscheidungen im Rechtsstaat. 1994. Band 8.

Enders, Christoph: Die Menschenwiirde in der Verfassungsordnung. 1997. Band 27.

Epping, Volker: Die Auflenwirtschaftsfreiheit. 1998. Band 32.

Felix, Dagmar: Einheit der Rechtsordnung. 1998. Band 34.

Graschner, Rolf: Das Uberwachungsrechtsverhiltnis. 1992. Band 4.

Gross, Thomas: Das Kollegialprinzip in der Verwaltungsorganisation. 1999. Band 45.

Hide, Ulrich: Finanzausgleich. 1996. Band 19.

Heckmann, Dirk: Geltungskraft und Geltungsverlust von Rechtsnormen. 1997. Band 28.

Hermes, Georg: Staatliche Infrastrukturverantwortung. 1998. Band 29.

Holznagel, Bernd: Rundfunkrecht in Europa. 1996. Band 18.

Horn, Hans-Detlef: Die grundrechtsunmittelbare Verwaltung. 1999. Band 42.

Huber, Peter-Michael: Konkurrenzschutz im Verwaltungsrecht. 1991. Band 1.

Ibler, Martin: Rechtspflegender Rechtsschutz im Verwaltungsrecht. 1999. Band 43.

Kadelbach, Stefan: Allgemeines Verwaltungsrecht unter europiischem Einfluf}. 1999. Band 36,

Korioth, Stefan: Der Finanzausgleich zwischen Bund und Lindern. 1997. Band 23.

Kluth, Winfried: Funktionale Selbstverwaltung. 1997. Band 26.

Lebner, Moris: Einkommensteuerrecht und Sozialhilferecht. 1993. Band 5.

Liicke, Jorg: Vorliufige Staatsakte. 1991. Band 2.

Manssen, Gerrit: Privatrechtsgestaltung durch Hoheitsakt. 1994. Band 9.

Masing, Jobannes: Parlamentarische Untersuchungen privater Sachverhalte. 1998. Band 30.

Morgenthaler, Gerd: Freiheit durch Gesetz. 1999. Band 40.

Morlok, Martin: Selbstverstindnis als Rechtskriterium. 1993. Band 6.

Oeter, Stefan: Integration und Subsidiaritit im deutschen Bundesstaatsrecht. 1998. Band 33.

Pauly, Walter: Der Methodenwandel im deutschen Spitkonstitutionalismus. 1993. Band 7.

Publ, Thomas: Budgetflucht und Haushaltsverfassung. 1996. Band 15.

Reinbardt, Michael: Konsistente Jurisdiktion. 1997. Band 24.

Rossen, Helge: Vollzug und Verhandlung. 1999. Band 39.

Rozek, Jochen: Die Unterscheidung von Eigentumsbindung und Enteignung. 1998. Band 31.

Schmidt-De Caluwe, Reimund: Der Verwaltungsakt in der Lehre Otto Mayers. 1999. Band 38.

Schulte, Martin: Schlichtes Verwaltungshandeln. 1995. Band 12.

Sobota, Katharina: Das Prinzip Rechtsstaat. 1997. Band 22.



Sodan, Helge: Freie Berufe als Leistungserbringer im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung.
1997. Band 20

Sommermann, Karl-Peter: Staatsziele und Staatszielbestimmung. 1997. Band 25.

Trute, Hans-Heinrich: Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit und staatlicher
Institutionalisierung. 1994. Band 10.

Uerpmann, Robert: Das 6ffentliche Interesse. 1999. Band 47.

Wall, Heinrich de: Die Anwendbarkeit privatrechtlicher Vorschriften im Verwaltungsrecht. 1999.
Band 46.

Volkmann,Uwe: Solidaritit - Programm und Prinzip der Verfassung. 1998. Band 35.

Vofikuble, Andreas: Das Kompensationsprinzip. 1999. Band 41.

Ziekow, Jan: Uber Freiziigigkeit und Aufenthalt. 1997. Band 21.

Einen Gesamtkatalog erbalten Sie gerne von

Mobr Siebeck, Postfach 2040, D~72010 Tiibingen.
Aktuelle Informationen im Internet unter http://www.mobr.de

Mohr Siebeck



	Cover
	Titel 
	Vorwort
	1. Kapitel Einleitung
	2. Kapitel Die Trennung von öffentlichem Recht und Privatrecht
	Abschnitt 1: Die Entwicklung der Trennung von Privatrecht und Verwaltungsrecht
	A. Die Bedeutung der Entwicklung souveräner Staatsgewalt
	B. Die Trennung im 19. Jahrhundert
	I. Privatrecht und öffentliches Recht als scharf geschiedene Kategorien



	Paragraphenregister
	Sachverzeichnis



